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VORSCHLÄGE
[bookmark: DocEPTmp][bookmark: DocEPTmp2]Der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht den federführenden Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
[bookmark: restart]1.	stellt fest, dass die Europäische Union im Bereich der sauberen Energie und der Bereitstellung öffentlicher Fördermittel zur weltweiten Spitze gehört; ist der Ansicht, dass Forschung und Innovation grundlegende Faktoren für die Förderung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit Europas und seiner Vorrangstellung bei modernen Energietechniken und Lösungen auf dem Gebiet der Energieeffizienz sind, wobei mehr als 10 Mrd. EUR an Fördermitteln in diesen Bereich fließen;
2.	vertritt die Ansicht, dass die Bürger in ihrer Eigenschaft als Verbraucher, Erzeuger und Anbieter im Hinblick auf die Akzeptanz innovativer CO2-armer Lösungen in der Gesellschaft, die wesentliche Auswirkungen auf das Ausmaß des Verbrauchs sauberer Energie haben, die wichtigste Säule sind; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten daher auf, ihre Bemühungen um die Ermöglichung und Verbesserung des Zugangs der Bürger zu derartigen Lösungen vor Ort und insbesondere in den Gemeinschaften zu intensivieren; unterstützt in diesem Zusammenhang die Absicht der Kommission, den CO2-Ausstoß der Gebäude in der EU bis 2050 zu mindern, da mehr als 40 % des Endenergieverbrauchs in der Union allein auf die Gebäude zurückzuführen sind; bekundet seine Besorgnis über die in der Mitteilung der Kommission genannten Instrumente und die finanzielle Förderung, die für die Verwirklichung dieser großen Herausforderung verfügbar sind;
3.	begrüßt die Tatsache, dass die Kommission erneut ihre Absicht bekräftigt hat, den Übergang zu einer wettbewerbsfähigen CO2-armen Wirtschaft zu beschleunigen, indem sie eine umfassende Strategie für Anreize für private Investitionen, maßgeschneiderte Finanzierungsinstrumente und die Finanzierung von Forschung und Innovation vorgelegt hat; begrüßt in diesem Zusammenhang den Beschluss der Kommission, mehr als zwei Milliarden EUR aus dem gesamten Horizont-2020-Arbeitsprogramm (2018–2020) in Forschung und Innovation für saubere Energie, Elektromobilität, die Verringerung der CO2-Emissionen von Gebäuden und die Integration erneuerbarer Energieträger zu investieren;
4.	betont, dass Forschung und Innovation dazu beitragen, dass Europa zu einem Ort wird, an dem man besser leben und arbeiten kann, wodurch die Wettbewerbsfähigkeit gefördert und das Wachstum gesteigert wird sowie Arbeitsplätze geschaffen werden; stellt fest, dass die Maßnahmen, durch die die Innovation im Bereich saubere Energie beschleunigt werden soll, stark gefördert werden müssen, indem öffentliche und private Investitionen sowie die industrielle Wettbewerbsfähigkeit der EU gesteigert werden und gleichzeitig die sozialen Auswirkungen des Übergangs zur sauberen Energie abgemildert werden;
5.	unterstreicht die wichtige Rolle von Maßnahmen im Bereich des Klimaschutzes und der sauberen Energie, da sie Triebfedern für Innovationen in der Realwirtschaft darstellen; weist darauf hin, dass verbindliche Standards und Zielvorgaben dazu beigetragen haben, dass die EU im Bereich ökologischer Innovationen eine führende Rolle einnimmt; zeigt sich besorgt darüber, dass die EU bereits jetzt ihre Marktführerschaft im Bereich der neuen Technologien und der konzeptuellen Innovationen einbüßt, wenn sie ihre derzeitigen Ziele in der Klimaschutzpolitik und im Bereich der sauberen Energie nicht höhersteckt;
6.	weist darauf hin, dass eine verstärkte Finanzierung von Forschungsvorhaben Kostensenkungen nach sich ziehen und die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unternehmen verbessern wird, die sich mit der Speicherung von Energie befassen; hält die Mitgliedstaaten dazu an, ihre Ressourcen für groß angelegte Projekte im Bereich der CO2-armen Innovation zu bündeln, um so die Zusammenarbeit zwischen den wichtigsten europäischen Forschungsakteuren zu verbessern; ist der Ansicht, dass auf diese Weise die Abstimmung zwischen diesen Akteuren beschleunigt und ihre Wettbewerbsfähigkeit gestärkt wird;
7.	unterstreicht das Potenzial der CO2-Abscheidung und -Speicherung, da sie eine innovative Lösung für eine wirksame Senkung der Emissionen aufgrund der Nutzung fossiler Energieträger in industriellen Verfahren darstellt;
 8.	weist nachdrücklich darauf hin, dass die Regulierungsqualität und die Integrität des öffentlichen Sektors zwei Aspekte der staatlichen Steuerung sind, die für Investitionen in Innovationen und Infrastrukturen im Bereich saubere Energie von entscheidender Bedeutung sind; spricht sich dafür aus, dass die einzelnen Finanzierungsinstrumente besser umgesetzt werden, damit sowohl öffentliche als auch private Einrichtungen innovative Lösungen im Bereich saubere Energie verwirklichen; nimmt die Lücken bei der privaten Finanzierung innovativer Techniken zur Kenntnis und empfiehlt, die öffentlichen Mittel besser zu verwenden, damit der Zufluss privater Investitionen gestärkt wird;
9.	unterstreicht die Bedeutung der Städteagenda für die EU und begrüßt die politischen Entwicklungen, durch die den kommunalen und regionalen Behörden Kapazitäten übertragen werden, damit sie ökologische Investitionen tätigen, über die die Zusammenarbeit in diesem Bereich ermöglicht wird; verweist auf die Bedeutung des globalen Konvents der Bürgermeister für Klima und Energie, da die Einbindung der kommunalen und regionalen Behörden in die Gestaltung des Übergangs zu einer CO2-armen Wirtschaft unverzichtbar ist;
10.	weist darauf hin, dass die Meere und Ozeane eine riesige Quelle erneuerbarer Energieträger darstellen, insbesondere entlang der Atlantikküste, und dass sie auch zu einer wichtigen Quelle für saubere Energie werden könnten; stellt fest, dass erneuerbare Energieträger aus dem Meer, wozu sowohl Offshore-Windkraft als auch Meeresenergie zählen, der EU die Chance bieten, das Wirtschaftswachstum anzukurbeln und Arbeitsplätze zu schaffen, die Sicherheit der Energieversorgung zu erhöhen sowie die Wettbewerbsfähigkeit durch technologische Innovation zu steigern;
11.	betont, dass die öffentlichen Dienstleistungen im Bereich der Wasser- und Abwasserbehandlung viel Energie verbrauchen und über nicht behandelte Abwässer auch zu Treibhausgasemissionen beitragen; stellt fest, dass im Rahmen der Kreislaufwirtschaft insbesondere angesichts der ausschlaggebenden Bedeutung des Zusammenhangs zwischen Energie und Wasser kohärente politische Strategien für eine effizientere Nutzung von Wasser, für die Senkung des Energieverbrauchs, für die Förderung der Bereitstellung von hochwertigen Materialien für den Markt, neuen Automatisierungssystemen sowie wirksamen und zugänglichen Datensystemen sowie für die Förderung von Innovation und neuen Technologien gefördert werden müssen;
12.	betont, dass dafür gesorgt werden muss, dass der Übergang zu einer CO2-armen Wirtschaft in Europa künftig auf die Interessen aller ausgerichtet ist und dass dabei in erster Linie die Bedürfnisse der Verbraucher, KMU und öffentlichen Dienste im Mittelpunkt stehen; regt die Vergabe öffentlicher Aufträge für innovative CO2-arme Lösungen an;
13.	empfiehlt, die Bemühungen um Investitionen in Forschung und Innovation, in technik- und gesundheitsbezogene Bildungsangebote für Schüler und Studierende und in die Zusammenarbeit im Rahmen des Wissensdreiecks (Bildung, Wissenschaft und Unternehmen) auszuweiten, und zwar auch in den Bereichen erneuerbare Energieträger, Energieeffizienz und deren Auswirkungen auf die Umwelt und die Gesundheit der Bürger;
14.	vertritt die Ansicht, dass die europäische Wasser- und Energiepolitik verknüpft werden sollte, indem die Zusammenarbeit und die bessere Integration mit anderen Industriezweigen sowie innovative Finanzierungsmodelle gefördert und im städtischen Wasserkreislauf als Ersatz für fossile Energieträger mehr erneuerbare Energieträger genutzt werden, ohne dass die Zuverlässigkeit und die Effizienz der Verfahren behindert werden;
15.	betont, dass die Umweltschädigung, die Luftverschmutzung und die Gesundheitsausgaben, die auf die Förderung und Verbrennung fossiler Brennstoffe zurückgehen, alle Akteure angehen; ist der Ansicht, dass Subventionen für fossile Brennstoffe ein großes Hindernis für Innovationen im Bereich der sauberen Energie darstellen, und fordert nachdrücklich, dass diese Geldmittel für die Finanzierung von Innovationen im Bereich der sauberen Energie und von Projekten zu ihrer Akzeptanz umgewidmet werden; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, gemeinsam einen Fahrplan für die Abschaffung der Subventionen für fossile Brennstoffe bis 2020 und für die Einführung entsprechender Subventionen für die Erzeugung sauberer Energie zu Hause und in Gemeinschaften auszuarbeiten, der strenge Zeitvorgaben sowie länderspezifische und messbare Ziele enthält;
16.	weist auf das am 30. November 2016 von der Kommission vorgelegte Gesetzgebungspaket „Saubere Energie“ hin, in dem ein Regelungsrahmen für erneuerbare Energieträger und den Energiebinnenmarkt vorgelegt wurden, um in der Zeit nach 2020 für die Versorgungssicherheit und die Energieeffizienz in der Europäischen Union zu sorgen; bedauert jedoch, dass die Zuschüsse für fossile Brennstoffe und für die Kernenergie im Rahmen dieses Pakets unangetastet blieben und dass es nicht gelang, Regeln für die Internalisierung der externen Kosten festzulegen, die durch diese Aktivitäten entstehen;
17.	betont die große Bedeutung von Energieeinsparungen und Energieeffizienz im Zusammenhang mit Innovation im Bereich der sauberen Energie; unterstreicht, dass die Energieeffizienz sowohl mit Blick auf die Erzeugung von Kraftstoffen und Energie als auch bei deren Verbrauch in Betracht gezogen werden muss;
18.	erinnert die Vertragsparteien an ihre Zusage im Rahmen des Übereinkommens von Paris, forstwirtschaftliche Senken zu erhalten und auszuweiten, und weist auf das begrenzte Potenzial der Bioenergie hin, da deren Nutzung negative Auswirkungen auf den Klimaschutz, Ökosystemdienstleistungen und andere Umweltaspekte haben kann;
19.	ist sich der Bedeutung des im Juni 2017 unterzeichneten des Europäischen Konsenses über die Entwicklungspolitik bewusst, der für die EU und ihre Mitgliedstaaten eine gemeinsame Vision und einen gemeinsamen Aktionsrahmen auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit darstellt; stellt fest, dass die 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung und die zugehörigen bis 2030 zu erreichenden Zielvorgaben erstmals allgemein in allen Ländern anwendbar sind, da sich die EU verpflichtet hat, bei ihrer Verwirklichung eine Vorreiterrolle einzunehmen; stellt fest, dass die Entwicklungspolitik der Union durch den Konsens an die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung angepasst wird und dass darin wichtige Maßnahmen im Bereich nachhaltige Energieträger und Klimawandel aufgeführt sind;
20.	erkennt die Bedeutung der Gülleverarbeitung, der anaeroben Gärung sowie der Verwertung von Nährstoffen für die Landwirtschaft und die Energiewende in der Union und in den Mitgliedstaaten an, unter anderem durch die Erzeugung von Ökogas, Ökostrom und Ökowärme, und weist auf die damit einhergehenden Energieeinsparungen, die Verbesserung der Qualität der Luft und des Bodens und die Senkung der Emissionen hin;
21.	weist darauf hin, dass etwa 54 Millionen EU-Bürger (10,8 % der EU-Bevölkerung) von Energiearmut betroffen sind und 2012 nicht in der Lage waren, ihre Wohnungen ausreichend warm zu halten; fordert die Kommission auf, eine solide Politik der Energieeffizienz von Gebäuden – die mit 40 % des Energieverbrauchs den größten Anteil am Energieverbrauch in der EU haben – zu fördern, indem sie die Renovierung von Gebäuden unterstützt, wobei langfristig das Ziel der Minderung des CO2-Ausstoßes der Gebäude in der EU verfolgt werden sollte, deren Energieeffizienz derzeit unzureichend ist.
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